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" Es kommt auf jede Tonne an! Die För­
derung liegt in deiner Hand", ermahnte 
der erhobene Zeigefinger auf einem Pla­
kat der Deutschen Kohlenbergbau-Lei­
tung von 1948, als es darum ging, die 
verheerenden Folgen des Zweiten Welt­
krieges zu überwinden. Doch selbst 
nachdem der Bergbau von den Besat­
zungsmächten in deutsche Hände zu­
rückgegeben worden war, dauerte es 
noch lange Jahre, bis im Steinkohlen­
bergbau an der Ruhr das Produktionsni­
veau der Vorkriegszeit wieder erreicht 
werden konnte. 

Der zeitgeschichtliche Rückblick auf 
jene Jahre der größten Anstrengungen 
aller im Ruhrbergbau Beteiligten ruft in 
die Erinnerung zurück, welch fundamen­
talen Anteil er an der Entfaltung des 
deutschen Wirtschaftswunders hatte. 
Doch die Expansionsphase dauerte nur 
bis 1957: Noch während auf europäi­
scher Ebene über einen weiteren Aus­
bau der Förderkapazitäten auf lange 
Sicht nachgedacht wurde, setzte die bis 
heute andauernde Krise des Steinkoh­
lenbergbaus ein. Selbst rigorose Ratio­
nalisierungsmaßnahmen und die Grün­
dung der Einheitsgesellschaft als Alter­
native zur Sozialisierung konnten die 
strukturellen Probleme nicht lösen, mit 
denen diese sichere, aber teure heimi­
sche Energiebasis behaftet ist. 

Kriegsfolgen 

Als im März/April 1945 englische und 
amerikanische Truppen das Ruhrgebiet 
besetzten, glich das Land einem riesi­
gen Trümmerfeld. Neben den gewalti­
gen Bombenschäden in den Städten wa­
ren insbesondere die Verkehrsanlagen 
und Transporteinrichtungen stark zer­
stört. Die Steinkohlenförderung war im 
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Juni mit einer arbeitstäglichen Förde­
rung von rd . 109 000 t gegenüber 
425 000 t im Jahre 1939 auf ein Mini­
mum gesunken. Zwar hatten die Überta­
geanlagen starke Beschädigungen erlit­
ten, doch erwies sich der Zerstörungs­
grad der meisten Schachtanlagen als 
weniger gravierend als es zunächst den 
Anschein hatte 1 . Die konsequente Nicht­
befolgung des 1944 von Hitler erlasse­
nen Selbstzerstörungsbefehls bei Ein­
marsch der all iierten Truppen durch die 
Werksdirektoren unter der Duldung von 
Albert Speer hatte dies verhindert2 . 

Doch der Substanzverlust der vergange­
nen Jahre mit der Vernachlässigung der 
notwendigen Aus-, Vorrichtungs- und 
Unterhaltungsarbeiten, einem unerhör­
ten Raubbau und anderen kriegsbeding­
ten Beeinträchtigungen und Beschädi­
gungen hatte die Fördermöglichkeiten 
stark eingeschränkt. Durch den mehr als 
40 %igen Anteil von Fremd- und 
Zwangsarbeitern an der Belegschaft 
stellte sich nach Kriegsende die Be­
schäftigtensituation als katastrophal dar, 
ganz davon abgesehen, daß über drei 
Viertel der Bergarbeiterwohnungen zer­
stört oder stark beschädigt waren. Die 
Versorgungs- und Ernährungslage der 
Bevölkerung war mehr als unzurei­
chend. Alle diese Faktoren behinderten 
die dringend notwendige Versorgung 
der deutschen Wirtschaft mit Steinkohle. 

in Potsdam hatten sich die All iierten auf 
die Entmilitarisierung und Teilung 
Deutschlands sowie die Kontraliierung 
und Dezentralisierung des deutschen 
Wirtschaftslebens verständigt. Ziel war 
die "Vernichtung der gegenwärtigen 
übermäßigen Konzentration " der Wirt­
schaftskraft, symbolisiert insbesondere 
durch Kartelle, Syndikate, Trusts und 
andere Monopolvereinbarungen3 . Diese 

Abmachungen wurden dann konkreti­
siert in der Allgemeinen Verfügung Nr. 5 
der britischen Militärregierung vom 22. 
Dezember 1945. Sie stellte den gesam­
ten Bergbau einschließlich der Neben­
produktengewinnung "unter das Recht 
der Beschlagnahme, Weisung, Verwal­
tung, Aufsicht oder sonstigen Kontrolle 
durch die Militärregierung"4 . Die ehema­
ligen Gemeinschaftsorganisationen des 
Bergbaus wie Bergbau-Verein, Bezirks­
gruppe Ruhr und allen voran das Rhei­
nisch-Westfälische Kohlensyndikat wa­
ren im Verlauf des Jahres 1945 bereits 
aufgelöst worden5 

Im Juli 1945 errichtete die britische Mili­
tärregierung die German Mines Supplies 
Agency mit Sitz in Essen-Heisingen. Lei­
ter dieser Versorgungszentrale wurde 
Bergassessor a. D. Reinhard Wüster. 
Sie fungierte als Besteller und Kontin­
gentverteiler für die einzelnen Betriebe. 
Dazu gehörten die Beschaffung von 
Baumaterialien, Maschinen und anderen 
Bedarfsgütern . Die Agency übernahm 
auch die Versorgung der Bergleute mit 
Lebensmitteln und Textilien und brachte 
die Anwerbung der dringend benötigten 
Arbeitskräfte in Gang. Sie wurde später 
unter dem Namen Bergbaubedarf-Be­
schaffungszentrale in die Deutsche Koh­
lenbergbau-Leitung (DKBL) eingeglie­
dert und 1949 aufgelöst6 . 

Die Verwaltung der Bergwerke wurde 
von der North German Coal Control 
(NGCC) - mit Sitz auf der Vi lla Hügel in 
Essen - für die britische Besatzungs­
zone übernommen. Ende 1947 wurde 
sie mit Eintritt der Amerikaner in UK/US 
Coal Control Group (CCG) und nach 
Beitritt der Franzosen 1949 in Combined 
Coal Control Group (CCCG) umbe­
nannf. 

189 



Ankurbelung der Produktion 
Oberstes Gebot war es in den ersten 
Monaten nach Kriegsende, die Stein­
kohlenförderung, die Koks- und Brikett­
produktion sowie die Gas- und Stromer­
zeugung wieder in Gang zu bringen. Be­
sondere Probleme bei der Wiederauf­
nahme der Förderung bereitete neben 
den unmittelbaren Kriegsschäden die 
geringe Arbeitslust der Bergleute8. Sie 
blieben beispielsweise willkürlich von 
der Arbeit fern , um durch "Hamsterfahr­
ten" die Lebensmittelversorgung für die 
Familien wenigstens einigermaßen si­
cherzustellen. Auch hielten viele Berg­
leute aufgrund der katastrophalen Er­
nährungslage die Strapazen der noch 
bestehenden 1 Ostündigen Schichtzeit 
nicht durch. Aufgrund des fühlbaren 
Mangels an Kohlenhauern wurden gru­
bentaugliche Belegschaftsmitglieder des 
Übertagebetriebes in die Gruben ver­
legt. Auch Anfang des Jahres 1946 noch 
sahen sich die Militärverwaltung und die 
Behörden genötigt, mit Aushängen und 
Bekanntmachungen bei Androhung har­
ter Strafen u. a. die Einhaltung der Ar­
beitsdisziplin, insbesondere das regel­
mäßige Verfahren der Arbeitsschichten 
durch die Belegschaften, einzufordern9. 
Als wirksamste Sanktionen wurden die 
Entziehung der Zusatzlebensmittelkar­
ten und die Ausweisung aus Wohnun­
gen angedroht. Unter enormen Schwie­
rigkeiten stiegen die Steinkohlenförde­
rung im Jahre 1946 auf 50,5 Mio. t und 
die Kokserzeugung auf 8,7 Mio. t an und 
erreichten damit dennoch nicht einmal 
den Stand von 190010. 

Die sog. Anspornpläne gehörten zu den 
wichtigsten produktionspolitischen Maß-

nahmen der Nachkriegszeit, die einer­
seits den Bergbau mit den fehlenden Ar­
beitskräften versorgen, andererseits je­
den einzelnen Bergmann motivieren 
sollten, alle Kräfte für die Steigerung der 
Kohlenförderung zu mobilisieren 11. 

Von Juli 1946 bis März 1947 versuchte 
eine auf privater Initiative beruhende 
amerikanische Hilfsorganisation mit der 
Lebensmittelpaket-Aktion Gare ( == Co­
operative for American Remittances to 
Everywhere) die akute Nachkriegsnot zu 
lindern. Besonders die schwer arbeiten­
den Bergleute waren auf diese Aktion 
angewiesen. Die Ausgabe der Gare-Pa­
kete an die Grubenarbeiter war an das 
Erreichen eines bestimmten Fördersolls 
gebunden 12. 

Auch mit einer 20 %igen Lohnerhöhung 
im Ruhrbergbau vom November 1946 
sollten die Belegschaften zu größerer 
Leistungssteigerung motiviert werden. 
Zusätzlich wurde im Januar 194 7 (bis 
September 1948) das sog. Bergarbeiter­
Punktsystem zur bevorzugten Versor­
gung mit Speck, Kaffee, Zucker, Brannt­
wein, Zigaretten und Gegenständen des 
täglichen Bedarfs eingeführt, als unmit­
telbarer Anreiz zur Förderungssteige­
rung1 3. Zu den Bemühungen um eine 
Steigerung der Kohlenförderung gehörte 
auch das Importwaren-Kaufmarken-Sy­
stem (IK), bei dem ein Teil der beim Koh­
lenexport erlösten Devisen zum Einkauf 
ausländischer Lebensmittel verwandt 
wurde. Diese Aktion wurde zum Jahres­
beginn 1949 von der "Sonderversor­
gung Kohlenbergbau" abgelöst. Den­
noch kam es u. a. aufgrunddes überhar­
ten Winters 1946/4 7 zu Hungerdemon­
strationen im Ruhrbergbau 14. 

Abb. 1: Zeche Amalie, Essen, 1944 - sämtliche Abbildungen Deutsches Bergbau-Museum 
Bochum 
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Neben der Verbesserung der Lebens­
mittelversorgung für die Bergleute, für 
die mit den Gare-Paket-Aktionen, dem 
Punktsystem und dem IK-System große 
Anstrengungen unternommen worden 
waren, und die beispielsweise die Zahl 
der Feierschichten spürbar zurückgehen 
ließen, konnte auf Dauer die Erhöhung 
der Förderung nur durch den Neuaufbau 
der Belegschaften ermöglicht werden. 
Die Praxis der Militärregierung im ersten 
Nachkriegsjahr auf das aus der NS-Zeit 
bekannte Instrumentarium der Dienst­
verpflichtungen zurückzugreifen, zeigte 
keinerlei positive Wirkung. So kehrten 
1946 durchschnittlich 73% der so einge­
setzten Bergleute wieder ab, so daß 
man seit Ende 1946 nur noch Freiwillige 
anwarb 15. Diese wurden in allen Teilen 
Deutschlands durch gezielte Kampa­
gnen gewonnen; für viele dieser Neu­
bergleute bot der Bergbau - zumal in 
der Zeit bis zur Währungsreform - zu­
nächst einmal die Möglichkeit, kontinu­
ierlicher als den Zeitumständen entspre­
chend an der Versorgung mit Lebens­
mitteln, den anderen täglichen Bedarfs­
gütern und Wohnraum teilzuhaben 16. 

Von Juni 1945 bis Ende 1951 erhöhte 
sich die Belegschaft im Ruhrbergbau 
von 195 000 auf 417 00017. Die Zuwan­
derer kamen vor allem aus landwirt­
schaftlich geprägten Landesteilen wie 
Bayern und Schleswig-Holstein, viele 
waren Hilfsarbeiter. Nachdem die Be­
schäftigtenzahl Ende 1946 wieder rd . 
300 000 betragen hatte, belief sich der 
monatliche Zuzug ab Mitte 1947 sogar 
auf 15 000, so daß im Herbst 1947 der 
Belegschaftsstand mit knapp 350 000 
wieder rd. 90% der Kriegshöchstziffer 
erreicht hatte18. 

Dennoch blieb das Arbeitskräftepotential 
noch auf Jahre ein zentrales Problem, 
zumal die Fluktuation unter den Neu­
bergleuten hoch war. Auch die Alters­
strukturierung der Belegschaften blieb 
ein neuralgischer Punkt, da die Alters­
klassen zwischen 31 und 40 zu niedrig 
und die Altersklassen über 45 Jahren zu 
hoch lagen. Die Methode, Fördersteige­
rungen im wesentlichen durch Neuein­
stellungen zu bewerkstelligen, konnte 
beschäftigungspolitisch auf Dauer allein 
nicht der einzige Hebel zur Produktivi­
tätssteigerung sein. Ebenso wichtig war 
die Anhebung der Einzelleistung der be­
reits beschäftigten Arbeiter. 1936 betrug 
die Schichtleistung 2,1 t je Mann und 
Schicht, sie sank 1946 auf 1,19 t ab und 
kam auch 1953 erst auf 1 ,48 t heran 19. 

Zwar hatten die Alliierten im Potsdamer 
Abkommen vom Juli 1945 als unerläßli­
che Grundlage zur Gesundung und Re­
konstruktion der deutschen Wirtschaft 
die Erhöhung der Kohlenförderung pro­
klamiert, der Weg dahin war jedoch mit 
einer ganz erheblichen Reihe von Wi­
derständen gepflastert: Dem zeitweili-
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gen Verbot der Ausrichtung unter Tage, 
der Festschreibung der Kohlenpreise, 
der Vorenthaltung der Exporterlöse und 
damit der Verhinderung notwendiger In­
vestitionen, dem allgemeinen Mangel an 
Roh- und Betriebsstoffen sowie Demon­
tagen in der Bergbau-Zulieferindustrie20. 

Deutsche Kohlenbergbau­
Leitung 

Mit der Gründung der Deutschen Koh­
lenbergbau-Leitung am 18. November 
1947 ging nicht nur die Verwaltung der 
Zechen wieder in deutsche Hände über, 
eine ehedem eher restriktive oder nega­
tive alliierte Wirtschaftspolitik änderte 
ihre Einstellung. Zuvor hatten im August/ 
September 194 7 in Washington wirt­
schaftspolitische Besprechungen zwi­
schen den USA und Großbritannien 
stattgefunden, bei denen u. a. Maßnah­
men zur Steigerung der Ruhrkohlenför­
derung erörtert wurden. Ergebnis war 
u. a. die Einsetzung der DKBL mit Sitz in 
Essen. 

Sie war der Militärregierung im briti­
schen und amerikanischen Kontrollge­
biet für die Leistungsfähigkeit von Be­
trieb und Verwaltung der Stein- und 
Braunkohlenbergbau-Industrie und fü r 
die Lenkung der Produktion, der Verla­
dung und des Versands in Übereinstim­
mung mit etwaigen von der Militärregie­
rung oder mit deren Ermächtigung erlas­
senen Direktoren verantwortlich21. 

An der Spitze der DKBL stand der von 
der Militärregierung ernannte Generaldi­
rektor, Bergassessor a. D. Heinrich 
Kost22, der seinerseits die ihm zur Unter­
stützung beigegebenen Abteilungsdirek­
toren im Benehmen mit der Militärregie­
rung zu ernennen hatte (Abb. 2) . Ferner 
wurde ein Beirat gebildet, der sich aus 
sechs Vertretern der Unternehmen und 
sechs Vertretern der Gewerkschaften 
zusammensetzte. 

Die DKBL unterstand den Weisungen 
und Richtlinien der UK/US Goal Control 
Group. Diese hatte ein Vetorecht gegen­
über allen Entscheidungen der DKBL, 
genehmigte ihre finanziellen Ausgaben 
und auch die der Zechen. Außerdem be­
stimmte sie die Exportzuteilungen und 
setzte die Kohlenverkaufspreise fest. 

Als verbindendes Organ zwischen der 
DKBL und den Bergbauunternehmen 
fungierten die beratenden Fachaus­
schüsse, die sich um technische und 
wirtschaftliche Fragen kümmerten. Die 
Bergwerksgesellschaften waren in zehn 
Bezirken zusammengefaßt, die neben­
amtlich von einem Bergwerksdirektor 
geleitet wurden. Die DKBL beschäftigte 
zu Beginn des Jahres 1948 1150 Mitar­
beiter, bei ihrer Liquidation Mitte 1953 
noch knapp 800. Die Kosten mußten die 
Bergbauunternehmen durch eine Um-
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Iage von 11 ,5 PI je Tonne aufbringen, 
Heinrich Kost arbeitete ehrenamtlich23. 

Mit dem Gesetz Nr. 75 vom 10. Novem­
ber 1948 wurde der Rahmen für die "Re­
organisation der Deutschen Kohlen-, Ei­
sen- und Stahlwirtschaft" festgelegt24 

Zugleich wurde damit ein fünfjähriger 
Aufschub für die endgültige Regelung 
der Eigentumsfrage, deren Hauptziel in 
der Herauslösung der Zechen aus ihrem 
bisherigen Konzernverbund bestand, 
festgesetzt, um zunächst alle Anstren­
gungen auf den Produktionsanstieg und 
die Stabilisierung der Kohlenwirtschaft 
zu konzentrieren. Den eigentlichen Start 
für den westdeutschen Steinkohlenberg­
bau hat man daher erst Mitte 1948 -
nach der Währungsreform und dem 
Marshallplan - anzusetzen. 

Abb. 2: Heinrich Kost, Generaldirektor der 
Deutschen Kohlenbergbau-Leitung 

Obwohl nun eine Beschleunigung der 
gesamtwirtschaftlichen Expansion ein­
setzte, blieb es bei Engpässen in der 
Kohleproduktion25. Zwar waren im we­
sentlichen die Transportprobleme der 
Jahre 1946/47, die Ernährungskrise von 
1947 und der gravierende Arbeitskräfte­
mangel behoben, doch kam es - ausge­
löst durch die Korea-Krise 1950/51 und 
die von der Internationalen Ruhrbehörde 
festgesetzten Zwangsexporte - erneut 
zu einer Kohlenknappheit 

Kleinzechen 

Angesichts der chronischen Unterver­
sorgung der westdeutschen Nachkriegs­
wirtschaft mit Kohle ist in aller Kürze auf 
ein Phänomen zu verweisen, das bisher 
bei der Betrachtung des Nachkriegs­
bergbaus ganz außer Betracht geblie­
ben ist: die Rolle des Kleinbergbaus und 
der sog. Kleinzechen26. Insbesondere 
für die Hausbrandversorgung und für die 

Energiebedarfsdeckung kleiner Indu­
strie- und Gewerbebetriebe waren die 
zahlreichen nach 1945 entstandenen 
Kleinzechen, Stollen- und Schürfbe­
triebe von außerordentlicher Bedeutung. 
Die Entwicklung der Kleinzechen läßt 
sich in zwei Phasen einteilen : ln dem 
Zeitraum von 1945 bis 1948 stand der 
Kohlenabbau für gemeinnützige Zwecke 
im Vordergrund, von 1949 bis etwa 1958 
hatte der Kleinbergbau wirtschaftliche 
Bedeutung für die Bedarfsdeckung der 
aufstrebenden, meist montanfremden 
Klein- und Mittelindustrie (Abb. 3). 

Die Gründung der Kleinzechen setzte 
unmittelbar nach dem Kriegsende ein. 
Im Gegensatz zum "wilden Abbau" 
durch Einzelpersonen, die die Kohlen 
vermeintlich im Rahmen der Selbstver­
sorgung abbauten, gleichwohl aber nicht 
nur für den Hausbrand verwandten, son­
dern sie zu mitunter hohen Preisen ver­
kauften, erfolgte sie zunächst etwas zö­
gernd. Aber schon für die zweite Hälfte 
des Jahres 1948 lassen sich 30 Neu­
gründungen nachweisen. Sie wurden 
von den Militärbehörden nicht nur gedul­
det, sondern nachdrücklich begrüßt. Die 
Alliierten forderten zugleich die Kontrolle 
der Produktion durch die kommunalen 
Wirtschaftsämter, die für die Verteilung 
der Kohlen Sorge zu tragen hatten. 
Diese Bedingung wurde 1947 von der 
DKBL übernommen, die nunmehr die 
Abbaugenehmigungen erteilte. 

EGKS und wirtschaftliche 
Konsolidierung 
Im Jahr 1951 fielen für die Verfassung , 
Struktur und zukünftige Entwicklung des 
deutschen Steinkohlenbergbaus grund­
legende Entscheidungen: Im Apri l 1951 
wurde die Europäische Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl (EGKS) zur Errich­
tung eines gemeinsamen Marktes ge­
gründet. Vertragsländer neben der Bun­
desrepublik Deutschland waren Belgien, 
Frankreich, Italien, Luxemburg und die 
Niederlande27. Das jahrelange Ringen 
um die Durchsetzung der Montanmitbe­
stimmung fand im Mai seinen Abschluß 
im "Gesetz über die Durchsetzung der 
Montanmitbestimmung der Arbeitneh­
mer in den Aufsichtsräten und Vorstän­
den der Unternehmen des Bergbaus 
und der Eisen und Stahl erzeugenden 
lndustrie"28. 

Mit der Aufhebung des Ruhrstatus und 
der Auflösung der seit 1948 bestehen­
den Internationalen Ruhrbehörde fielen 
die letzten Schranken der Produktions­
beschränkung für die deutsche Stein­
kohle29. Zur Förderung und Sanierung 
der Grundstoffindustrien wurde am 7. 
Januar 1952 das Investitionshilfegesetz 
erlassen. Es war im Kern eine Selbsthil­
feaktion der deutschen Wi rtschaft zur 
Expansion bzw. Solidierung der Grund­
stoffindustrie30. 
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ln seinem Bericht zur Lage der Kohlen­
wirtschaft im Bundesgebiet im Jahr 1952 
resümierte der Generaldirektor der 
DKBL: "Eine Fülle von Problemen, die 
bewältigt sein wollten, bedrängte den 
Kohlebergbau, und oft sah es so aus, als 
ob niemals so viel zusammengekom­
men sei , das entschieden werden 
mußte, wie gerade 1952. Es ging um die 
Fragen der Neuordnung der Gesell­
schaften, des Gemeinschaftsverkaufs, 
der überbetrieblichen Organisationen 
des deutschen Kohlenbergbaus und der 
Montanunion, es galt, den bisherigen 
Anstieg der Förderung in Fluß zu halten. 
Die Fragen des Kohlenpreises begleite­
ten uns das ganze Jahr hindurch , und 
zum Ende des Jahres hin standen be­
sonders die Verhandlungen über die 
Schichtzeitverkürzung unter Tage an "31. 

Mit gutem Grund konstatierte Heinrich 
Kost, daß das Jahr 1952 einen bestimm­
ten Abschnitt des deutschen Steinkoh­
lenbergbaus insofern bildete, als es im 
großen und ganzen den Wiederaufbau 
des deutschen Steinkohlenbergbaus be­
endete. Der jahrelange Kohlenmangel 
war beendet, wenngleich freilich auch 
nur aufgrund ungewöhnlich hoher Koh­
lenimporte aus Amerika. Die Steinkoh­
lenförderung der Bundesrepublik hatte 
sich 1952 auf 123,3 Mio. t erhöht. Mit ei­
nem Zuwachs von 4,4 Mio. t gegenüber 
dem Vorjahr stand der deutsche Förder­
anstieg an der Spitze der europäischen 
Bergbauländer. Trotz einer immer noch 
beträchtlichen Fluktuationsbewegung 
hatte sich die Zahl der unter Tage Be­
schäftigten stärker erhöht als 1950 und 
1951 : Ende 1952 waren im deutschen 
Steinkohlenbergbau insgesamt 473 600 
Personen beschäftigt, davon 328 200 im 
Untertagebereich. Mit der Beschäftigung 

von rd . 14 000 Berglehrlingen war das 
Dreifache des Standes von 1938 er­
reicht32. 

Expansionsphase bis 1957 
Kam auch nach Meinung der Verant­
wortlichen im Ruhrbergbau die Ankurbe­
lung aus dem Investitionshilfegesetz viel 
zu spät und stellte sie obendrein mit rd . 
235 Mio. DM, d. h. 25% am Gesamtauf­
kommen von 1 Mrd. DM, nur eine Über­
brückungshilfe dar33, so leitete sie doch 
die bis zur Kohlenkrise von 1957 andau­
ernde Expansionsphase mit einer Welle 
von Investitionen sowie Mechanisie­
rungs- und Rationalisierungsvorhaben 
ein. 1953 wurde die tägliche Schichtzeit 
von 8 auf 7,5 Stunden reduziert. Bis 
1957 wurden 50 neue Schächte abge­
teuft und 37 Zechen zu 14 Zentrai-För­
derschachtanlagen zusammengefaßt34. 
Mit der Doppelschachtanlage Rossen­
ray 1/2 der Bergwerke Essen-Rossenray 
AG und der Zeche Wulfen der Steinkoh­
lenwerke Mathias Stinnes AG entstan­
den zwei gänzlich neue Großanlagen. 
Nach Abschluß der komplizierten 
Neuordnungs- und Entflechtungsvor­
gänge 1953 - Rückdrängung der ge­
sellschaftsrechtlichen Verbindung zwi­
schen Rohstoff und Verarbeitung - kam 
es zwischen 1954 und 1957 zu zahlrei­
chen Rückgliederungen, z. B. der Alten­
essener Bergwerks AG zur Hoesch AG, 
der Essener Steinkohlenbergwerke AG 
zur Mannesmann AG oder der Bergbau 
AG Constantin der Große zum Bochu­
mer Verein35 . 

Als die Europäische Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl im Juni 1956 die Preis­
bindung für Kohle aufhob, gab es im 
Ruhrbergbau 141 fördernde Schachtan­
lagen, die Kohlekonjunktur lief auf Hoch-

Abb. 3: Kleinzeche Steinbrink, Bochum-Sundern, 1953 
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touren und ließ die Halden zusam­
menschrumpfen: "Alle Sachverständi­
gen waren sich darin einig , daß der Koh­
lenbergbau seine einzigartige Bedeu­
tung für die westdeutsche Energiever­
sorgung behalten würde. Im Gegenteil , 
die Zechengesellschaften sahen nun­
mehr . .. eine Chance, endlich marktge­
rechte , d. h. höhere Preise zu erzie­
len . . . Gleichzeitig erhöhte sich die Zahl 
der Bergarbeiter nachhaltig und es 
schien sich dadurch der personelle Eng­
paß zu entspannen36. 

ln der wirtschaftlichen Hochkonjunktur 
des Jahres 1956 stieg die Steinkohlen­
förderungwiederum um 2,8% von 130,7 
auf 134,4 Mio. t. ln der Europäischen 
Gemeinschaft war die Bundesrepublik 
seinerzeit das einzige Land , das 1956 
eine höhere Kohlenförderung als 1955 
erreichen konnte. Es war zugleich das 
Jahr der höchsten Steinkohlenförderung 
in der Bundesrepublik. Die deutsche 
Bergbauindustrie bezeichnete die Ver­
sorgung der Verbraucher mit inländi­
scher und ausländischer Kohle für das 
Jahr 1956/57 als "im allgemeinen zufrie­
denstellend". Ende August 1957 waren 
rd. 492 600 Arbeiter im Steinkohlenberg­
bau des Bundesgebietes beschäftigt37 . 

Knapp ein halbes Jahr später, am 22. 
Februar 1958, verfuhren 16 000 Berg­
leute der Zechen Katharina und Theodor 
Heinrich in Essen, Dahlhauser Tiefbau 
in Bochum, Rosenblumendelle/Wiesche 
in Mülheim (Ruhr) und Alter Hellweg in 
Unna die ersten Feierschichten38 . Noch 
Anfang 1958 verhandelte die Hohe Be­
hörde mit dem Ruhrbergbau über den 
Ausbau der Förderkapazität auf lange 
Sicht. 

Kohlenkrise 1957 

" Ist das Ende des Kohlenzeitalters ge­
kommen? Hat die Kohle noch eine Zu­
kunft?" So beziehungsreich leitete der 
Unternehmensverband Ruhrbergbau 
seinen Bericht für die Jahre 1955 bis 
1957 ein39 

Was war geschehen? ln kürzester Zeit 
- und von den Experten nicht erwartet 
- war ein Umschlag von der Knappheit 
zum Überangebot an Kohle eingetreten, 
der sich im Januar 1958 bemerkbar 
machte. Hatten die Haldenbestände an 
Steinkohle, Steinkohlenbriketts und 
Koks Ende 1957 nur 753 000 t betragen, 
so stiegen sie bis Ende August 1958 auf 
über 10 Mio. t an40. 

Auf dem Weltenergiemarkt war 1957 ein 
Umschwung von der Knappheit zum 
Energieüberfluß eingetreten, auf den eu­
ropäischen und deutschen Markt ström­
ten billige lmportenergien, allen voran 
die US-Steinkohle mit nunmehr verbillig­
ten Frachtraten . Deutsche Kohlenhänd­
ler und Großverbraucher hatten sich auf-
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grund der jahrelangen Kapazitätsgren­
zen der deutschen Steinkohle durch lm­
portverträge langfristig an amerikani­
sche Lieferungen gebunden. Auch die 
europäischen Stahlwerke bedienten sich 
in zunehmendem Maß der Importe von 
Kokskohle aus Drittländern statt der 
deutschen Kokskohle, deren Wettbe­
werbschancen sich zudem nach der po­
litisch spektakulären Preiserhöhung vom 
1. Oktober 1957 nicht gerade erhöht hat­
ten41. Auf massiven Druck der Bergbau­
verbände, die zu Bundeswirtschaftsmini­
ster Ludwig Erhard (Abb. 4) nicht das 
beste Verhältnis unterhielten, wurden 
Anfang 1959 ein Kohlezoll auf Drittlands­
kohle eingeführt und Importkontingente 
festgesetzt42. 

Für die Ablösung bestehender lm­
portverträge gründeten die Bergbauun­
ternehmen der Reviere Ruhr, Aachen, 
Niedersachsen und Saar die "Notge­
meinschaft deutscher Steinkohlenberg­
bau". Sie setzten dafür mehr als 300 
Mio. DM ein und schufen für die einhei­
mische Steinkohle zusätzliche Absatz­
möglichkeiten. Diese Aktion des deut­
schen Bergbaus war in der Öffentlichkeit 
nicht unumstritten, zumal sie durch ei­
nen langwierigen Prozeß der Hugo Stin­
nes AG mit der Notgemeinschaft wegen 
des Verdachts des Abschlusses von 

Pro-Forma-Verträgen mit amerikani­
schen Unternehmen besonders ins Ge­
rede kam43. 

Ludwig Erhard hatte aufgrund seines 
marktwirtschaftliehen Credo stets einem 
freien Wett!Jewerb unter den verschie­
denen Energieträgern das Wort geredet, 
ja er "förderte den Wettbewerb auf dem 
Energiemarkt, weil er in dem bis dahin 
praktisch bestehenden Energiemonopol 
der Kohle die Achillesferse der west­
deutschen Marktwirtschaft und darüber 
hinaus einen Hemmschuh für die wei­
tere Modernisierung der westdeutschen 
Industrie sah"44 1953 war das Heizöl 
von der Mineralölsteuer und 1956 vom 
Mineralölzoll befreit worden. Das 
schwere und leichte Heizöl drängten auf 
den bisher von der Kohle versorgten eu­
ropäischen und deutschen Wärme­
markt. Die an Preis- und Absatzvor­
schriften der Montanunion gebundene 
Kohle befand und befindet sich seit dem 
Krisenjahr 1957/58 auf dem Rückzug. 
Seit 1959 begannen die Stillegungen an 
Ruhr und Saar, nachdem bereits 1957 in 
Niedersachsen zwei Steinkohlenzechen 
stillgelegt werden mußten. Ab 1958 war 
die Steinkohle nicht mehr am Zuwachs 
des Energieverbrauchs in der Bundesre­
publik beteiligt, 1966 wurde sie erstmalig 
vom Öl überrundet45 

Abb. 4: Karikatur zur Absatzkrise im Steinkoh/enbergbau, Die Weit, 6. August 1958 

. .. der Mann mit dem Koks war da .. . 
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Struktur- und Absatzprobleme 
der 60er Jahre 

Die historisch-kritische Einschätzung 
der Haltung der Hauptbeteiligten auf die 
Kohlenkrise und deren Folgen steht auf­
grund der noch fehlenden intensiven Be­
arbeitung noch am Anfang, und solange 
muß auf die Deutungsansätze vor allem 
von Werner Abelshauser zurückgegrif­
fen werden. Der Bundeswirtschaftsmini­
ster und die Spitze der Bergarbeiterge­
werkschaft stimmten darin überein, daß 
die Kohlekrise strukturelle Ursachen 
habe und nicht lediglich konjunkturell be­
stimmt sei46. Ludwig Erhard wollte den 
nun einsetzenden Verdrängungswettbe­
werb vor allem mit den Selbststeue­
rungskräften der am Markt Handelnden 
regulieren. Die Industriegewerkschaft 
Bergbau legte bereits 1958 ein langfri­
stig angelegtes Konzept zur Überwin­
dung der Kohlekrise vor, in deren Mittel­
punkt neben der Neueinteilung der Koh­
lenfelder und verstärkter Rationalisie­
rungsbemühungen der Zusammen­
schluß der Zechen in einer Einheitsge­
sellschaft und damit die Überführung 
des Steinkohlenbergbaus in Gemeinei­
gentum standen47_ 

Der Bergbau, der in Erhards sozialer 
Marktwirtschaft aufgrund seiner natur­
vorgegebenen Bedingungen ohnehin 
nur beschränkt handlungsfähig war, sah 
sich nun erst recht auf staatliche Sub­
ventionen und planende Steuerung an­
gewiesen. Aber trotz einer gut funktio­
nierenden Verbandsstruktur gab es für 
die Struktur- und Absatzprobleme der 
kommenden Jahre weder einen überge­
ordneten Stillegungsplan noch ein mit­
tel- oder langfristiges Konzept. Wie weit 
hier die heterogene Eigentümerstruktur 
im Ruhrbergbau (inländisches Kapital 
der Stahlindustrie, Einfluß der öffentli­
chen Hand, ausländisches Kapital) als 
wesentlicher Hemmschuh wirkte, ist 
trotz fehlender Einzelstudien zu diesem 
Komplex mehr als eine Vermutung. Aus 
heutiger Sicht muß es zumindest überra­
schen, daß z. B. an der Spitze des Un­
ternehmensverbandes Ruhrbergbau 
zwischen 1958 und 1967 mit Helmuth 
Burckhardt ein Repräsentant des Aa­
chener Steinkohlenbergbaus stand48 

Als Versuch einer gemeinschaftlichen 
Strategie seitens der Bergbauindustrie 
wurde 1960 die Aktionsgemeinschaft 
Ruhrbergbau gegründet. Sie hatte den 
Zweck, die Stillegung unwirtschaftlicher 
Schachtanlagen voranzutreiben und zu 
erleichtern und damit den erforderlichen 
Konzentrationsprozeß einzuleiten. Doch 
wurden die dafür erforderlichen Finan­
zierungsmaßnahmen seitens der Euro­
päischen Gemeinschaft für Kohle und 
Staat nicht bereitgestellt49 Einer der in 
diesen Krisenjahren führenden Ver­
bandspolitiker, Heinz Reintges, schreibt 
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Abb. 5: Gewerkschaftliche Protestveranstaltung gegen die Lage im Ruhrbergbau, Oberhausen 
1959 

über die Maxime der Bergbauindustrie 
für die Bewältigung der wohl sehr spät 
als Strukturkrise erkannten Schwierig­
keiten: "Die Stabilisierung des Steinkoh­
lenabsatzes auf einem realistischen Ni­
veau war das erste und fundamentale 
Ziel unseres Konzeptes ... Denn sowohl 
die geordnete Rückführung der bisheri­
gen Kohlenförderung als auch die opti­
male Rationalisierung der verbleibenden 
Förderung und damit die Minimierung ih­
rer Kosten setzen voraus, daß der rück­
läufige Absatz auf einem gewissen Ni­
veau stabilisiert wurde"50. 

Tatsächlich hielt sich die Förderung 
deutscher Steinkohle zwischen 1959 
und 1964 auf etwa 140 Mio. t51. Bis 1964 
wurden im Ruhrgebiet zehn Schachtan­
lagen stillgelegt: 1959 Friedrich Thys­
sen, 1960 Christian Levin, Prinzregent, 
Dannenbaum, Wilhelmine Victoria, 1961 
Friedlicher Nachbar, Alter Hellweg, Klo­
sterbusch, Engelsburg und 1962 die Ze­
che Bruchstraße52. Mit sechs Schacht­
anlagen der Bochumer Bergbau AG war 
die Stadt Bochum am stärksten betrof­
fen . Darüber hinaus wurden 40 Einzel­
zechen zu 20 Großschachtanlagen zu­
sammengefaßt, 9 Zechenkokereien mit 
einer Förderung von 2,1 Mio. t Koks und 
8 Brikettfabriken stellten ihren Betrieb 
ein. Die Anzahl der Schachtanlagen 
hatte sich von 175 im Jahre 1956 auf 
140 in 1962 und dann auf 95 in 1966 re­
duziert. Die Zahl der fördernden Abbau­
betriebspunkte ging im selben Zeitraum 
um mehr als die Hälfte zurück. 

Zweifellos unternahmen die Bergwerks­
unternehmen große Anstrengungen zur 
Minimierung der Kosten und Steigerung 
der Produktivität. Als Ergebnisse der po-
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sitiven Rationalisierung stieg der Anteil 
der vollmechanisch gewonnenen Kohle 
an der Gesamtförderung von 15,8 im 
Jahre 1956 auf 77,1 % in 1966, die Lei­
stung pro Mann und Schicht unter Tage 
stieg im gleichen Zeitraum von 1580 kg 
auf 2926 kg, und die Zahl der Beschäf­
tigten sank von 377 841 auf 186 64053. 
Zu den Maßnahmen der negativen Ra­
tionalisierung gehörte die Aufgabe nicht 
mehr lohnender Flöze und Feldesteile: 
"Dieses Abwerfen von Lagerstätten 
stellte eine Vernichtung nicht reprodu­
zierbarer Werte und damit einen unum­
kehrbaren Vorgang mit schmerzl ichen 
Eingriffen personeller Art dar; denn die 
Eigenheiten des Steinkohlenbergbaus 
bringen es mit sich, daß ein Untertage­
betrieb nicht eingemottet werden kann 
wie eine Fabrik"54 

Rationalisierungsbemühungen 

in der ersten Phase der Bergbaukrise, 
die von 1957/59 bis 1964/65 anzusetzen 
ist, wurden zwischen 1957 und 1964 
25 Mio. t Förderkapazität stillgelegt55. 
Durch Bundes- und Landesmittel, Gei­
der der Montanunion und Hilfen der 
Bergwerksunternehmen gelang die so­
ziale Absicherung der Bergleute ohne 
tiefgreifende politische oder soziale Fol­
geschäden. Es gab einen Härteaus­
gleich für Feierschichten, diverse Hilfs­
maBnahmen bei Arbeitsplatzwechsel 
durch Stillegungen, Wartegeld, Über­
gangsbeihilfen und Umschulungsbeihil­
fen bei vorübergehender Arbeitslosig­
keit56. Nach langer Vorbereitungszeit trat 
am 1. September 1963 das Gesetz zur 
Förderung der Rationalisierung im Stein­
kohlenbergbau in Kraft. Die Förderung 

von Rationalisierungsinvestitionen und 
Zahlung von Stillegungsprämien als 
wichtigste Ziele des Gesetzes oblagen 
dem neu gegründeten Rationalisie­
rungsverband des deutschen Steinkoh­
lenbergbaus. Er war eine bundesunmit­
telbare Körperschaft des öffentlichen 
Rechts, dem alle Bergwerksunterneh­
men mit mehr als 100 000 t Jahresförde­
rung angehörten5l Damit wurde nach 
langem Zögern von der Bundesregie­
rung erstmals ein energie- und wirt­
schaftspolitisches Instrumentarium ein­
gesetzt, um den Schrumpfungsprozeß 
im deutschen Steinkohlenbergbau mit 
öffentlichen Mitteln zu steuern. Die Indu­
striegewerkschaft Bergbau lehnte die­
ses Instrumentarium allerdings mit der 
Charakterisierung des Rationalisie­
rungsverbandes als eines "Zechenster­
bevereins" ab58. Zum 31. Oktober 1964, 
einer gesetzl ich vorgeschriebenen An­
meldepflicht, lagen beim Rationalisie­
rungsverband Stillegungsanträge für 31 
Schachtanlagen und 20 Kleinzechen mit 
rd. 26 Mio. t vor59. Tatsächl ich wurden 
vom Rationalisierungsverband bis Ende 
1965 insgesamt 30 Mio. t Jahresförder­
kapazitäten stillgelegt60. 

Als im Verlauf des Jahres 1965 die An­
zahl der Feierschichten und die Entwick­
lung der Halden weiter zunahmen und 
auch die Expansion des Heizöls auf dem 
Energie- und Haushaltssektor unverän­
dert fortsch ritt, trat eine grundlegende 
Wende in der Energiepolitik von Bun­
desregierung und parlamentarischer Öf­
fentlichkeit ein. Nachdem in den vergan­
genen Jahren trotz kontinu ierl icher Kri­
senanzeichen ein Förderziel von 140 
Mio. t aufrechterhalten und die Flankie­
rung des Absatzes in dieser Größenord­
nung durch wirtschaftspolitische Maß­
nahmen zugesagt worden waren, wurde 
die Aufrechterhaltung eines Förderziels 
von 140 Mio. t/Jahr offiziell fallengelas­
sen. Der Unternehmensverband Ruhr­
bergbau kommentierte diesen Rich­
tungswechsel in der Energiepolitik mit 
großer Bitterkeit, aber auch ziemlicher 
Ratlosigkeit in seinem Geschäftsbericht 
so: "Eine Zeitlang hatte es den An­
schein, als habe die Energiepolitik in der 
Bundesrepublik Deutschland eine feste 
Grundlage gefunden. Seit Anfang der 
60er Jahre hat die Bundesregierung wie­
derholt vor dem Bundestag und an an­
deren Stellen die Versicherung abgege­
ben, daß al le Mittel der Wirtschaftspolitik 
dafür eingesetzt werden sollten, daß die 
Steinkohlenförderung in ihrem damali­
gen Umfang erhalten bleibe. Eine inten­
sive Rationalisierung war darauf ausge­
richtet, sie aus den leistungsfähigsten 
Zechen zu gewinnen. Diese Zielsetzung 
bedeutete, daß der Steinkohlenbergbau 
auf einen Anteil am Wachstum des 
Energieverbrauchs bis auf weiteres zu 
verzichten hatte... Als nämlich die 
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Nachwirkungen des Jahrhundertwinters 
1962/63 abgeklungen waren, wurde of­
fenbar, daß das Zusammenspiel der 
Selbsthilfe des Bergbaus mit energiepo­
litischen Maßnahmen in dem damaligen 
Rahmen nicht ausreichte, um Förderung 
und Absatz auf dem Niveau zu halten, 
auf dem sie sich im Durchschnitt der 
Jahre 1959 bis 1964 bewegt hatten. Nun 
zeigte sich, daß die Bundesregierung ihr 
erklärtes Ziel, eine jährliche Steinkohlen­
förderung von etwa 140 Mio. t zu erhal­
ten, nicht mit tragfähigen Maßnahmen 
unterbaut hatte und sich außerstande 
sah, ein umfassendes energiepoliti­
sches Konzept, das solche Maßnahmen 
einschloß, in der noch gegebenen kur­
zen Frist zu verwirklichen ... "61 . 

Das Jahr 1966 markierte einen neuen 
Tiefpunkt in der Lage des Steinkohlen­
bergbaus: Die Fördermenge fiel auf 126 
Mio. t und der Absatz auf 117,9 Mio. t ab, 
die Haldenbestände erreichten eine Re­
kordhöhe von 15,4 Mio. t62. An der Un­
terlegenheit der heimischen Steinkohle 
gegenüber Heizöl, Erdgas und lm­
portkohle auf dem Energiemarkt hatte 
sich nichts geändert. Nachdem sich im 
Verlauf des Jahres 1966 sowohl im Land 
Nordrhein-Westfalen (SPD-FDP) wie im 
Bund (SPD-CDU!CSU) neue Regie­
rungskoalitionen gebildet hatten und da­
mit auch das Ende der liberalistischen 
Wirtschaftspolitik der Ära Erhard zu 
Ende gegangen war, erhielten die Be­
mühungen zur Bewältigung der nun­
mehr zehn Jahre andauernden Kohlen­
krise eine neue Dimension, an deren 
konzeptioneller Ausgestaltung alle drei 
betroffenen Gruppen - Staat, Gewerk­
schaft, Bergbauunternehmen - beteiligt 
waren. Der 1963 gegründete Rationali­
sierungsverband hat zwar durch positive 
und negative Rationalisierungsmaßnah­
men eine Produktivitätssteigerung im 
Steinkohlenbergbau bewirkt und durch 
individuelle Stillegungsprämien an seine 
Mitglieder unrentable Produktionsberei­
che abgebaut, aber zur Verbesserung 
der Unternehmensstrukturen und zur 
unternehmensübergreifenden Rationali­
sierung und Konzentrierung hat er nichts 
beitragen können : "Es bedurfte erst ei­
nes gewissen Wandels im Selbstver­
ständnis der sozialen Marktwirtschaft 
und bergmännischer Unternehmenspoli­
tik, um ein Lenkungsinstrumentarium zu 
schaffen, das geeignet war, auf die An­
passung der Förderkapazitäten an die 
Absatzmöglichkeiten hinzuwirken und 
einen institutionellen Rahmen zu finden, 
innerhalb dessen es möglich war, die 
dringende Verbesserung der Unterneh­
mensstruktur durchzusetzen"63. 

Die Gründung der Aktionsgemeinschaft 
Deutsche Steinkohlenreviere am 23. No­
vember 1966 ging auf eine Initiative des 
Bundesverbandes der Deutschen Indu­
strie zurück, Gesellschafter waren über 
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500 Unternehmen der Industrie, des pri­
vaten Bankgewerbes, des Versiche­
rungswesens und des Handels. Neben 
der finanziellen Erleichterung geordne­
ter Stillegungen von Stein- und Pech­
kohlenbergwerken gehörten nun erst­
mals die Verbesserung der Wirtschafts­
struktur in den deutschen Steinkohlen­
bergbaugebieten, die Ansiedlung neuer 
Industrie- und Gewerbegebiete in den 
von der Rezession betroffenen Revier­
städten zu den Aufgaben eines solchen 
Verbandes64 Die Weichen für eine neue 
Energiepolitik durch die Bundesregie­
rung wurden am 24. Mai 1967 mit dem 
Entwurf des "Gesetzes zur Anpassung 
und Gesundung des deutschen Stein­
kohlenbergbaus" (Kohleanpassungsge­
setz) gestellt, währenddessen in Bera­
tungen bis zum lnkrafttreten des Geset­
zes am 15. Mai 1968 um die Konturen 
der zukünftigen Neuordnung des Ruhr­
bergbaus in der "Konzentrierte Aktion 
Kohle" heftig gerungen wurde. 

Gründung der Ruhrkohle AG 

Die Beteiligten an der Aktion - Bundes­
wirtschaftsministerium, Landesregie­
rung NRW, IG Bergbau und Energie und 
Bergbauunternehmen - beschlossen 
am 14. Juni 1968 die Bildung der späte­
ren Ruhrkohle AG. Konzepte, Pläne und 
Modelle, teilweise in immer neuen Varia­
tionen und Abwandlungen, wurden auch 
von der Bergbauunternehmensseite vor­
gelegt, nachdem die IG Bergbau und 
Energie mit ihren Neuordnungsvorstel­
lungen sehr frühzeitig politisch aktiv ge­
worden war65. Es gab u. a. den Söhn­
gen-Pian, den Ochei-Pian, den Mül ler­
Armack-Pian, den Walsum-Pian66. Sie 
unterschieden sich je nach dem ord-

nungspolitischen Standort und den wirt­
schaftlichen Interessen ihrer Urheber in 
der Prioritätensetzung ihrer eher sozial­
politischen, ökonomischen oder kon­
zernpolitischen Ziele. Die umstrittensten 
Verhandlungsgegenstände waren das 
Grundstückseigentum, die Kraftwerks­
übernahme und der Geltungsbereich der 
Mitbestimmung. 

Unter maßgeblicher Betei ligung von 
Bundeswirtschaftminister Karl Schiller 
wurde am 27. November 1968 die Ruhr­
kohle AG als Einheitsgesel lschaft des 
Ruhrbergbaus gegründet. Am 18. Juli 
1969 wurde der Grundvertrag zwischen 
Bundeswirtschaftsministerium, Ruhr­
kohle AG und 24 Bergbau-Altgesell­
schaften abgeschlossen. Damit waren 
94% der Förderung des Ruhrreviers 
und 75 % der deutschen Steinkohlenför­
derung in einer Gesellschaft zusammen­
geschlossen, deren Aktionäre die Altge­
sellschaften waren. ln der neuen Ein­
heitsgesellschalt waren 52 Schachtanla­
gen, 29 Zechenkokereien, 5 Brikettfabri­
ken sowie 20 der Eigenversorgung die­
nende Zechenkraftwerke zusammenge­
schlossen67; sie beschäftigte 186 000 
Mitarbeiter. Außen vor blieben die Ruhr­
zechen des Eschweiler Bergwerks-Ver­
eins (Schachtanlagen Erin, Herbede und 
Westfalen) und die Zeche Auguste Vic­
toria der BASF. Die Ruhrkoh le AG war 
das Ergebnis eines Prozesses der "kor­
porativen Entscheidungsfindung" (Wer­
ner Abelshauser). 

Anhaltende Strukturkrise 

Doch die Krise des deutschen Steinkoh­
lenbergbaus fand damit kein Ende. Die 
Förderung belief sich 1971 auf ca. 110 
Mio. t und fiel 1973 erstmals auf unter 

Abb. 6: Walter Arendt, Vorsitzender der /GBE, bei einer Kundgebung der Gewerkschaft für die 
Errichtung einer Einheitsgesellschaft im Ruhrbergbau, Oktober 1968 
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Abb. 7: Auf Halde gelagerte Kohle als Zeugnis für die Absatzkrise, 1966 

100 Mio. t ab, 1978 erreichte sie mit 83,9 
Mio. t ihren tiefsten Stand68 . Daran än­
derten auch kurzfristige Absatz- und Er­
tragsverbesserungen unmittelbar nach 
der Ölkrise vom Winter 1973/74 und ein 
Stahlboom Mitte der 70er Jahre nichts. 
Während zwischen März 1969 und März 
1971 keine Zeche im deutschen Stein­
kohlenbergbau stillgelegt wurde, mußten 
bis Dezember 1976 erneut 28 Schacht­
anlagen mit 34 Mio. t Förderung ge­
schlossen werden69 . 

ln ihren Energieprogrammen zwischen 
1973 und 1977 wurde von einer Stabili­
sierung des Förderniveaus von ca. 94 
Mio. t ausgegangen, das zunächst bis 
1980 reichen sollte. Die Verstromungs­
gesetze und die Kokskohlenbeihilfe wa­
ren staatliche Instrumente zur langfristi­
gen Sicherung des Absatzes heimischer 
Steinkohle. Dagegen gingen die Absatz­
einbußen auf dem Wärmemarkt, also in 
den Haushalten und im gewerblichen 
Sektor, auch zu Beginn der 80er Jahre 
zugunsten anderer Energieträger, vor al­
lem des Mineralöls, massiv weiter. 1981 
hatte die einheimische Steinkohle an der 
Deckung des Primärenergiebedarfs 
noch einen Anteil von 18 %. Während 
sich die deutsche Stahlindustrie nahezu 
vollständig mit deutscher Steinkohle ver­
sorgte, lag ihr Einsatz in der Stromer­
zeugung bei rd . 26 %. Damit setzten 
Stahlindustrie und Elektrizitätswirtschaft 
mehr als vier Fünftel der deutschen 
Steinkohlenförderung ein70 . 

Optimistisch klang zu Beginn der 80er 
Jahre die Einschätzung der Bergbauin­
dustrie über die Chancen bzw. die Zu­
kunft des deutschen Steinkohlenberg­
baus: "Die Produktion des deutschen 
Steinkohlenbergbaus liegt gegenwärtig 
unter 90 Mio. t SKE/Jahr. ln der Dritten 
Fortschreibung ihres Energieprogramms 
erwartet die Bundesregierung, daß die­
ser Versorgungsbeitrag auch für den 
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Rest des Jahrhunderts gehalten wird. 
Grundsätzlich steht einer Stabilisierung 
oder auch einer allmählichen Wieder­
ausweitung der deutschen Steinkohlen­
förderungnichts entgegen "71 . 
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